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URGENT ACTION  

KLEINE KUNDGEBUNG AUF DEM 
GALATASARAY-PLATZ ERLAUBT 
TÜRKEI 
UA-Nr: UA-101/2023-1   AI-Index: EUR 44/7419/2023   Datum: 17. November 2023 – bs 

SAMSTAGSMÜTTER/-LEUTE 

Am 11. November durften 10 Vertreter*innen der als Samstagsmütter bekannten Gruppe nach über fünf Jahren 

Verbot eine kurze Erklärung vor dem Galatasaray-Gymnasium in der Nähe des Galatasaray-Platzes in Istanbul 

verlesen. Die Gruppe besteht aus Familienangehörigen von Opfern des Verschwindenlassens und anderen 

Menschenrechtsverteidiger*innen. Der Galatasaray-Platz ist ein Ort von symbolischer Bedeutung für die Gruppe. 

Diese positive Entwicklung ist zu begrüßen, reicht aber noch nicht aus, um die Entscheidungen des 

Verfassungsgerichts vollständig umzusetzen, in denen festgestellt wurde, dass das Recht der Antragsteller*innen auf 

friedliche Versammlung verletzt wurde und dass die Behörden eine Wiederholung der Verletzung verhindern sollten. 

Am 11. November konnten 10 Vertreter*innen der Samstagsmütter eine kurze Erklärung vor dem Galatasaray-

Gymnasium verlesen und Nelken über die Polizeisperren auf den Galatasaray-Platz werfen. 

Nach fünf Jahren, in denen ihnen die Ausübung ihres Rechts auf friedliche Versammlung auf dem Galatasaray-Platz 

rechtswidrig verwehrt wurde, war dies ein positiver Schritt zur Beendigung dieser Ungerechtigkeit. Diese 

Entwicklung bleibt jedoch hinter den Urteilen des Verfassungsgerichts in den Fällen Maside Ocak und Gülseren 

Yoleri zurück, in denen eindeutig festgestellt wurde, dass die Rechte der Antragstellerinnen auf friedliche 

Versammlung verletzt worden waren und dass die Bezirksregierung über die Urteile informiert werden muss, um 

künftige Verstöße zu verhindern. Das Verfassungsgericht entschied in diesen Urteilen, dass die Gruppe ihre 

friedliche Mahnwache auf dem Galatasaray-Platz abhalten darf, doch trotz dieser eindeutigen und verbindlichen 

Gerichtsentscheidungen wird der Platz weiterhin von der Polizei blockiert, und die Samstagsmütter müssen sich 

Beschränkungen hinsichtlich der Anzahl ihrer Mitglieder unterwerfen, die an der Mahnwache teilnehmen dürfen. 

Dies verstößt auch gegen die Artikel 10 und 11 der Europäischen Menschenrechtskonvention und die Artikel 19 und 

21 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR), zu dessen Vertragsstaaten die Türkei 

gehört. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Seit 28 Jahren fordert die Gruppe mit Namen „die Samstagsmütter“ Wahrheit und Gerechtigkeit für ihre 

Angehörigen, die in den 1980er- und 1990er-Jahren in Polizeigewahrsam Opfer des Verschwindenlassens wurden. 

Im Mai 1995 begann die Gruppe mit einer friedlichen wöchentlichen Mahnwache auf dem Galatasaray-Platz im 

Zentrum Istanbuls, um von den Behörden Informationen über das Schicksal ihrer Angehörigen zu fordern. Obwohl 

sie jede Woche willkürlich festgenommen und inhaftiert wurden, versammelten sie sich weiterhin auf dem Platz. Im 

März 1999 ging die Polizei schließlich besonders scharf gegen die Demonstrierenden vor, mit dem Ziel, die 

friedlichen Mahnwachen in Zukunft zu verhindern. Nach einer Pause von zehn Jahren und weil es bei der Suche 

nach Wahrheit und Gerechtigkeit für ihre „verschwundenen“ Angehörigen keine Fortschritte gab, nahm die Gruppe 

im Januar 2009 ihre Mahnwachen auf dem Galatasaray-Platz wieder auf. 

Immer wieder sind die Samstagsmütter wegen ihrer friedlichen Mahnwachen brutal angegriffen oder strafrechtlich 

verfolgt worden. Die türkischen Behörden haben nie eine angemessene Begründung für diese rechtswidrige 

Verweigerung der Wahrnehmung der Rechte auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit geliefert.  

Im August 2018 setzte die Bereitschaftspolizei Tränengas und Wasserwerfer sowie exzessive Gewalt ein, um 

Hunderte Menschen zu vertreiben, die sich friedlich zur 700. Mahnwache versammelt hatten. Als Grund wurde 

angeführt, dass ein Verbot des Gouverneurs des Istanbuler Stadtteils Beyoğlu vorliege, da der Platz nicht als 



 

 

 

 

Versammlungsort vorgesehen sei und die Versammlung nicht angemeldet worden sei. Unter Einsatz exzessiver 

Gewalt wurden 47 Personen festgenommen. Gegen 46 von ihnen wurde im Jahr 2021 die Anklage erhoben, „sich 

trotz der Mahnungen nicht entfernt“ zu haben. Das Verfahren gegen sie läuft noch. 

Nach zwei positiven Urteilen des Verfassungsgerichts im November 2022 und März 2023 (Verfahren Nr. 

2019/21721) und Verfahren Nr. Nr. 2020/7092 , in denen festgestellt wurde, dass das Recht der 

Antragsteller*innen auf Versammlungsfreiheit verletzt worden war und die Behörden dafür sorgen sollten, dass sich 

dieser Verstoß nicht wiederholt, hat die Gruppe seit Anfang April 2023 versucht, ihre Mahnwache friedlich 

abzuhalten, trotz wöchentlicher Festnahmen und übermäßiger Gewaltanwendung durch die Polizei, die teilweise 

Folter oder Misshandlungen darstellten. Im August 2023 wurde ein neues Strafverfahren gegen 

20 Familienangehörige und andere Menschenrechtsverteidiger*innen eingeleitet, die am 10. Juni 2023 

festgenommen worden waren, weil sie sich trotz Warnungen geweigert hatten, sich zu entfernen“. Ihre erste 

Anhörung wird im Februar 2024 stattfinden. 

Am 8. November 2023 antwortete Innenminister Ali Yerlikaya auf die Frage eines*r Abgeordneten der Opposition im 

Parlament: „Was die Samstagsmütter erleben, ist Schikane. Wir werden so schnell wie möglich eine Lösung finden. 

Wie Sie gesehen haben, haben wir sie diese Woche nicht inhaftiert.“ Anschließend wurde in der Nähe des 

Galatasaray-Platzes eine begrenzte Mahnwache mit 10 Angehörigen der Verschwundenen genehmigt.  

Seit August 2018 sind durchgehend bewaffnete Bereitschaftspolizist*innen auf dem Galatasaray-Platz stationiert, 

die alle Zugänge blockieren und friedliche Demonstrierende daran hindern, sich zu versammeln. 

SCHREIBEN SIE BITTE 
E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

Ich bitte Sie eindringlich, dafür zu sorgen, dass die anhaltende Polizeiblockade auf dem Galatasaray-Platz ohne 

weitere Verzögerung aufgehoben wird und dass die Gruppe der Samstagsmütter und alle anderen, die sich friedlich 

auf dem Platz versammeln wollen, dies jede Woche tun können. 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob 
die Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf 
elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland 
geschickt werden. 

 

APPELLE AN 

INNENMINISTER 
Ali Yerlikaya 
T.C. İçişleri Bakanlığı, Bakanlıklar 
Ankara, TÜRKEI 
(Anrede: Dear Minister / Sehr geehrter Herr Innenminister) 
E-Mail: ozelkalem@icisleri.gov.tr 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER REPUBLIK TÜRKEI  
S. E. Herrn Ahmet Başar Şen 
Tiergartenstr. 19-21 

10785 Berlin 
Fax: 030-275 90 915 
E-Mail: botschaft.berlin@mfa.gov.tr 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Türkisch, Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 12. Januar 2024 

keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-101/2023 (EUR 44/7357/2023, 27. Oktober 2023) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you to use your authority to ensure the ongoing police blockade on Galatasaray Square is lifted without any 

further delay and Saturday Mothers/People and all others who wish to gather peacefully on the square are allowed 

to do so every week. 
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